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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Erklärung des englischen Pre- 
mierministers Wilson, „Die Agrarpolitik ist 
weitgehend abgeändert worden, das Programm 
für die Wirtschafts- und Währungsunion ist 
stillschweigend fallengelassen worden."? 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Eigen deutsche Landwirtschaft durch die Einführung 

(CDU/CSU) der erukasäurefreien Rapssorten empfindliche 

Verluste erleiden wird, und welche Maßnah- 
men erwägt die Bundesregierung in Brüssel 
zu beantragen, um die Umstellung für die 
Landwirtschaft erträglich zu gestalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Wie viele jugendliche Ausländer haben je- 
weils in den vergangenen Jahren das deutsche 
Schulsystem ohne Hauptschulabschluß verlas- 
sen und deswegen kein Ausbildungsverhältnis 
eingehen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus der Arbeitstagung des UN-Zen- 
trums für wirtschaftliche und soziale Informa- 
tion in Bonn-Bad Godesberg (17, bis 21. März 
1975) für ihre entwicklungspolitische Öffent- 
lichkeitsarbeit um die Bundesrepublik 
Deutschland vom Vorwurf befreien zu helfen, 
in bezug auf Information über die Dritte Welt 
ein Entwicklungsland zu sein? 


5, Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Welche konkreten und praktischen Maßnah- 
men gedenkt die Bundesrepublik Deutschland 
1975 und 1976 zu ergreifen, um die Informa- 
tion über die Probleme der Entwicklungsländer 
zu verbessern? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


7. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


8. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Breidbach 


(CDU/CSU) 


Besteht für einen Bundesbeamten des mittleren 
Dienstes nach geltendem Recht unter Ver- 
zicht auf das in § 26 der Bundeslaufbahnver- 
ordnung vorgesehene Verfahren eine Mög- 
lichkeit, zur Laufbahn des gehobenen Dienstes 
zugelassen zu werden, und hält die Bundes- 
regierung andernfalls eine Neuregelung des 
Laufbahnrechts für erforderlich, die den Fach- 
hochchulabschluß eines Beamten des mittleren 
Dienstes als ausreichende Voraussetzung für 
den Aufstieg in den gehobenen Dienst fest- 
legt, sofern das Studium in unmittelbarem 
sachlichen Zusammenhang mit der dienstlich 
ausgeübten Tätigkeit steht? 

Wie ist der Stand der Verhandlungen über die 
Errichtung eines zentralen Filmarchivs, und ist 
die Bundesregierung bereit, dabei in den Ver- 
handlungen mit den Ländern noch einmal die 
Frage des Standorts zu überprüfen, um gege- 
benenfalls das Archiv doch dem Deutschen 
Institut für Filmkunde in Wiesbaden anglie- 
dern zu können? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, ihre viel- 
fachen Ankündigungen wahrzumachen und 
wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen zugunsten der 
Presse zu ergreifen, nachdem die von der 
Presse verlangten Daten nunmehr seit mehr 
als einem Monat vorliegen? 

In welchem Stadium befinden sich die diesbe- 
züglichen Planungen der Bundesregierung, wie 
sehen sie aus, und welches finanzielle Volu- 
men ist für die vorgesehenen Maßnahmen in 
Aussicht genommen? 

Hat der WDR freie oder fest angestellte Mit- 
arbeiter beschäftigt, die z. Z. als mutmaßliche 
Mitglieder oder Helfershelfer terroristischer 
krimineller Vereinigungen gesucht werden 
oder in Haft befindlich sind? 

Trifft die Aussage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Schmude in der Frage- 
stunde vom 18. März 1975 zu, daß die nach 
Pressemeldungen gegen 32 Mitarbeiter des 
WDR geführten Vorermittlungen — abgesehen 
von den sieben Fällen, die zu ordentlichen Er- 
mittlungsverfahren geführt haben — „schon im 
Vorermittlungsstadium geklärt sind"? 

Wieviel Verfahren gegen Mitarbeiter des 
WDR im Zusammenhang mit linksextremisti- 
schen Gruppierungen sind insgesamt im Vor- 
ermittlungsstadium eingestellt worden? 
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13. Abgeordneter 
Breidbach 


(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


15. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Sind den zuständigen Stellen des Landes Nord- 
rhein-Wesfalen, bei denen sich der Intendant 
des WDR laut Presseerklärung vom 4. März 
1975 Gewißheit verschafft hat, das Ermittlungs- 
verfahren gegen Mitarbeiter des WDR in dem 
von „Welt" und „Bild" genannten Zusammen- 
hang nicht eingeleitet worden seien, entspre- 
chende Erkenntnisse des Bundeskriminalamts 
bekannt gewesen oder sind diese vor Aus- 
kunftserteilung angefordert worden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß unter Bezugnahme auf die Einbür- 
gerungsrichtlinien des Bundesinnenministeri- 
ums von 1971 im Freistaat Bayern bei Ein- 
bürgerungen ein 47-Punkte-Fragebogen zu be- 
antworten ist, der neben allgemeiner Kenntnis 
des Grundgesetzes und der bayerischen Ver- 
fassung Landesspezifika wie z. B. bayerische 
Minister, gesetzlich geschützte Feiertage des 
Landes, Name und Sitz bayerischer Mittelbe- 
hörden und die bayerische Nationalhymne 
enthält und wie ist die Praxis in anderen 
Bundesländern? 

Hält die Bundesregierung bei Einbürgerungen 
eine Prüfung über die Kenntnisse unserer frei- 
heitlich-demokratischen Grundordnung für an- 
gemessen, in der u. a. danach gefragt wird, 
woran ein deutscher Volkszugehöriger zu er- 
kennen ist, oder welche deutschen Gebiete 
bzw. Städte nach dem Zweiten Weltkrieg an 
Nachbarstaaten fielen und ist die Bundesregie- 
rung bereit, in Abstimmung mit den Ländern 
eine zeitgemäße Überarbeitung derartiger 
Fragebögen zu veranlassen? 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium des 
Innern eine „allgemeine Bewaffnungsaktion" 
befürwortet, wie die Firma J. P. Sauer und 
Sohn, Eckernförde, in einem Werbeschreiben 
an alle Bundestagsabgeordneten behauptet? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup- 
tung, das Bundesinnenminsterium befürworte 
zur Zeit eine allgemeine Bewaffnungsaktion, 
mit der eine Waffenfirma unter Hinweis auf 
entsprechende Presseverlautbarungen für die 
Anschaffung von Faustfeuerwaffen wirbt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


18. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die um die Jahreswende 
1974/1975 wegen des Verdachts nachrichten- 
dienstlicher Tätigkeit zugunsten eines kommu- 
nistischen Geheimdienstes verhafteten soge- 
nannten „Computer-Spione" inzwischen wieder 
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19. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


21. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


23. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


freigelassen werden mußten, weil der Nach- 
weis landesverräterisdier Beziehungen wegen 
der Zwischenschaltung eines Unternehmens 
nicht zu erbringen war? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen 
zu ergreifen, um diese Art von Wirtschafts- 
spionage stärker als bisher zu bekämpfen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften die 
Initiative zur Ausarbeitung einer Richtlinie der 
Gemeinschaften auf dem Gebiet der Produ- 
zentenhaftung ergriffen hat, obwohl mit Unter- 
stützung der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften im Rahmen des Europarats 
ein Übereinkommensentwurf zu dem gleichen 
Fachgebiet in Ausarbeitung und fast fertig- 
gestellt ist, und ist die Bundesregierung bereit, 
darauf hinzuwirken, daß die entsprechenden 
Arbeiten der Gemeinschaften auf der Grund- 
lage des Übereinkommensentwurfs des Europa- 
rats in sinnvoller Weise mit diesem koordi- 
niert werden? 


Denkt die Bundesregierung an eine an wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten orientierte Re- 
form des Konkurs- und Vergleichsrechts, da 
unter dem geltenden Recht, wie sich gerade 
in der jüngsten Zeit gezeigt hat, eine vernünf- 
tige Befriedigung der Gläubiger gegenüber 
der Bestrafung des gescheiterten Unterneh- 
mens in den Hintergrund tritt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Spiel- 
zeugläden und Kaufhäusern der Bundesrepu- 
blik Deutschland importierte Baukästen mit 
Bauteilen angeboten werden, aus denen Hitlers 
Mercedes-Benz-Dienstwagen, mit nazistischen 
Emblemen versehen, als naturgetreues Minia- 
turmodell nachgebaut werden kann, und hält 
sie die rechtlichen Grundlagen, dem zu begeg- 
nen, für ausreichend, oder müssen diese z. B. 
im Strafgesetzbuch verbessert werden? 


Kommt der einstweiligen Verfügung des Bon- 
ner Landgerichts, in der dem SPD-Vorsitzen- 
den Willi Brandt die Wiederholung der Be- 
hauptung untersagt worden ist, CSU-Landes- 
vorsitzender Franz Josef Strauß habe die Bun- 
desrepublik Deutschland einen „Saustall" ge- 
nannt, nicht eine allgemeine Verbindlichkeit 
zu, und muß die Aussage des Bundeskanzlers 
in Kiel, „weil Willi Brandt es nicht mehr sagen 
darf, sage ich es!", nicht als Verstoß gegen 
rechtsstaatliche Prinzipien im allgemeinen und 
eine Verächtlichmachung des betreffenden Ge- 
richts im besonderen angesehen werden? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


24. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


30. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Welche Beweggründe führen die Bundesregie- 
rung dazu, die gemeinnützigen Sportvereine 
bei der Gewährung der Investitionszulage für 
Investitionen wie Sporthallen, Umkleideräume 
usw. auszuschließen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
gerade auch solche Maßnahmen im Rahmen der 
Investitionszulage gefördert werden sollten? 


Inwiefern besteht in den Anzeigen der Bundes- 
regierung zur Steuerreform, die am 20. März 
1975 in den Tageszeitungen veröffentlicht wur- 
den, ein sachlicher Zusammenhang zwischen 
der zum Ausdruck gebrachten Senkung der 
Einkommensteuer und der erwähnten Gewer- 
besteuer? 

Trifft die Meldung einer Bonner Tageszeitung 
vom 17. März 1975 zu, derzufolge die Bundes- 
republik Deutschland seit Jahren rund 800 Mil- 
lionen DM jährlich zu viel in den Haushalt der 
Europäischen Gemeinschaft einzahlt und wenn 
ja, seit wann ist die Bundesregierung mit wel- 
chen Vorschlägen in Brüssel vorstellig gewor- 
den, um eine gerechtere Verteilung der Haus- 
haltszuwendungen zu bewirken? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Land- 
wirte, die bereits in der Zeit vom 1. Dezem- 
ber bis 31. Dezember 1974 nach dem Gesetz 
zur Förderung von Investitionen und Beschäfti- 
gungen eine Investition Vornahmen, wegen 
des für die Landwirte am 30. Juni 1975 aus- 
laufenden Wirtschaftsjahrs erst in den ersten 
drei Monaten des Kalenderjahrs 1976 Antrag 
auf Investitionszulage stellen können, und be- 
absichtigt die Bundesregierung, zur Vermei- 
dung einer verspäteten Auszahlung, Wege 
und Möglichkeiten zu suchen, daß schon früher, 
also noch in diesem Jahr, eine Antragstellung, 
etwa nach Ablauf eines Wirtschaftsjahrs 1974/ 
1975, möglich ist? 

Auf Grund welcher steuerrechtlicher Vor- 
schriften und Bestimmungen haben Personen 
mit einem Einkommen, das mit mindestens 
30®/o versteuert werden muß, die Möglichkeit, 
sich die Anschaffung von Privatyachten mit 
Steuervorteilen zu erleichtern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Prakti- 
ken von Unternehmen, die mit dem Hinweis 
auf solche Möglichkeiten den Verkauf von 
Privatyachten fördern wollen, und was ge- 
denkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 
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31. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Höchst- 
grenze für die erhöhte Abschreibung nach 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes, die seit 
über zehn Jahren nicht mehr angehoben wur- 
de, entsprechend zu erhöhen, um damit der 
Steigerung des Preisindexes für Wohngebäude 
konventioneller Bauart von 110,0 auf 200,80 
Punkte Rechnung zu tragen? 


32. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, Bestimmungen zu schaffen, wonach 
Grünflächen, die im Bebauungsplan als Bau- 
land ausgewiesen sind, dann von der Grund- 
steuer befreit werden, wenn sie auf längere 
Zeit dem Gemeingebrauch (z. B. Kinderspiel- 
plätze, Kleingärten, Ruheflächen) gewidmet 
sind (vgl. Antwort auf meine Frage, Anlage 5 
des Stenographischen Berichts über die 146. 
Sitzung vom 30. Januar 1975)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


33. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bun- 
desregierung für ihre regionale Strukturpolitik 
aus der Studie „Standortentscheidung und 
Wohnortwahl" der Gesellschaft für regionale 
Strukturentwicklung e. V. zu ziehen? 


34. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
Dr. Schweitzer zeitige Entwicklung der Wirtschaftsbeziehun- 
(SPD) gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Volksrepublik Polen? 


35. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Da nicht nur die staatlichen sondern auch die 
privatwirtschaftlichen Kooperationsverträge, 
die es bei der Gründung der EWG als Han- 
delsinstrument nicht gab, mehr und mehr die 
klassischen Außenhandelsverträge verdrängen, 
frage ich die Bundesregierung, ob sie nicht der 
Meinung ist, daß im Interesse der vertrag- 
lichen Grundlagen des EG-Vertrags eine Kon- 
sultierung auch aller privaten Kooperations- 
verträge mit Brüssel erfolgen sollte? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der EG dafür 
einzutreten, daß die bilateralen Kooperations- 
verträge Schritt für Schritt durch gemeinschaft- 
liche Handels- bzw. Kooperationsverträge er- 
gänzt oder ersetzt und abgelöst werden? 

Nachdem der parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft, Grüner, 
sich in der Sitzung vom 20. März 1975 auf 
meine Frage für eine institutionalisierte grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit von gewähl- 
ten Vertretern der Oberrheinregion außerhalb 
der zu gründenden „Commission Tripartite" 
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ausgesprochen hat, frage ich, welche Maßnah- 
men die Bundesregierung zu ergreifen beab- 
sichtigt, um auf Regierungsebene die politi- 
schen und rechtlichen Voraussetzungen für den 
Erfolg einer solchen institutionalisierten Zu- 
sammenarbeit mit zu schaffen? 


38. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftlichen Untersuchungen 
über die reale Entwicklung des künftigen Be- 
darfs und Verbrauchs bei den einzelnen Ab- 
nehmergruppen, besonders für Elektrizität, 
sind dem Energieprogramm der Bundesregie- 
rung und dessen Fortschreibung zugrundege- 
legt worden? 


39. Abgeordneter Um wieviel Prozent müßten die Prognosen der 
Dr. Gruhl Fortschreibung bereits berichtigt werden, wenn 

(CDU/CSU) der tatsächliche Verbrauch des Jahres 1974 be- 

rücksichtigt wird? 


40. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
wenn — wie die Wirtschaftswodie vom 
27. März 1975 meldet — der „Bankrott-Trend" 
von Selbständigen und Unternehmern weiter- 
hin in dem Maße fortschreitet als dies im Ja- 
nuar dieses Jahres (laut den Zahlen der Wirt- 
schaftswoche) der Fall gewesen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


41, Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Bestätigt die Bundesregierung die Richtigkeit 
der Meldung in „Metall" Nr. 5 (Zeitung der 
IG Metall) vom 11. März 1975 auf Seite 4 unter 
der Zwischenüberschrift „Keine Gefahr für die 
Rente", wonach Staatssekretär Eidier in einer 
Podiumsdiskussion auf der 8. Angestellten- 
konferenz „betonte, daß die Frage einer weite- 
ren Herabsetzung des Rentenalters auf mög- 
licherweise 60 Jahre auf der Bonner Tages- 
ordnung bliebe"? 

Verfolgt die Bundesregierung gegebenenfalls 
die Verwirklichung dieses Ziels nur im Rah- 
men der finanziellen Möglichkeiten ohne Bei- 
tragserhöhung, oder erwägt sie eventuell eine 
andere Art der Finanzierung der dadurch ent- 
stehenden zusätzlichen Rentenleistungen? 

Wie nimmt die Bundesregierung zu dem in der 
Öffentlichkeit gemachten Vorschlag Stellung, 
ausländischen Arbeitnehmern, die jetzt frei- 
willig in ihre Heimatländer zurückkehren, zu- 
zusagen, daß sie Arbeitserlaubnis und Auf- 
enthaltsgenehmigung erneut erhalten würden, 
wenn die konjunkturelle Lage günstiger ge- 
worden ist? 
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44. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


47. Abgeordneter 
Peter 
(SPD) 


48. Abgeordneter 

Peter 

(SPD) 


49. Abgeordneter 
Dr. Vohrer 
(FDP) 


Trifft die Meldung der „Welt'' vom 19. März 
1975 zu, der Präsident der Bundesversidie- 
rungsanstalt für Angestellte halte es für mög- 
lich, daß der Beitragssatz in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gegen Ende dieses Jahr- 
zehnts erhöht werden müsse, und wie verein- 
bart die Bundesregierung — bejahenden- 
falls — dies mit ihrer Antwort in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages vom 
18. März 1975, bis 1988 seien keine Erhöhun- 
gen des derzeitigen Beitragssatzes vorgesehen? 


Treffen Meldungen zu, die Landesversiche- 
rungsanstalten müßten mit einem gegenüber 
den Vorausschätzungen zweieinhalbmal so 
hohen Defizit von 9 Milliarden DM rechnen, 
was bei der ausgleichspflichtigen Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte zu einem Ab- 
schluß mit roten Zahlen führen könne, und 
welche Schlußfolgerungen zieht — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung hieraus? 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß die Arbeitsbehörde den Umschülern das 
vom Arbeitgeber gezahlte Weihnachtsgeld 
von der Unterhaltshilfe abzieht und sich da- 
durch unter Umständen kein Vorteil für die 
Umschüler aus dem Gratifikationsbetrag er- 
gibt? 


Wie viele Rentenbezieher hatte die Bundes- 
knappsdiaft am 31. Dezember 1968 und am 
31. Dezember 1974, und wie viele davon wohn- 
ten zum jeweiligen Zeitpunkt im Saarland? 


Wie hoch war das Beitragsaufkommen der 
Bundesknappschaft auf die einzelnen Jahre 
seit 1969 aufgeteilt, bzw. wie hoch sind die 
von der Bundesregierung seit diesem Zeit- 
punkt gezahlten jährlichen Zuschüsse an die 
Bundesknappschaft? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die überproportional steigenden Belastungen 
auf Grund der Defizite der Bundesanstalt für 
Arbeit, zu vermindern, indem Beamte, deren 
Bezüge aus den Einkommen Erwerbstätiger 
mit Beschäftigungsrisiko entstehen, in die So- 
lidargemeinschaft der Arbeitnehmer einbezo- 
gen und einer Beitragspflicht zur Arbeitslosen- 
versicherung unterworfen, Umschulungshilfen 
zumindest teilweise als Darlehen gewährt 
werden und das System der Arbeitslosenunter- 
stützung in der Weise geändert wird, daß der 
Anreiz zur Annahme angebotener Stellen 
wächst? 
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50. Abgeordneter 
Dr. Vohrer 
(FDP) 


Hält die Bundesregierung die in der Wodien- 
zeitung „Die Zeit", Nr. 13/1975, S. 1, gemachte 
Schätzung, wonach sich die Mindereinnahmen 
auf Grund der Freistellung der Beamten von 
der Arbeitslosenversicherung sowie die ver- 
meidbaren Mehrausgaben im Bereich der Um- 
schulungshilfen und der Arbeitslosenunter- 
stützung auf rund sieben Milliarden DM sum- 
mieren, für zutreffend? 


51. Abgeordneter 
Peiter 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wie hoch der Anteil an der Arbeits- 
losenquote aus dem Personenkreis der in Be- 
trieben mitarbeitenden Familienangehörigen 
ist? 


52. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wie hoch der Anteil der stellensu- 
chenden Hausfrauen an der Arbeitslosenquote 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


53. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


56. Abgeordneter 
Reiser 
^SPD) 


Welche Ursachen sieht die Bundesregierung in 
dem überdurchschnittlich hohen Anteil von 
Bundeswehrangehörigen unter den Verkehrs- 
toten an Wochenenden, und was kann nach 
Auffassung der Bundesregierung dagegen ge- 
tan werden? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Zeitungen, die eindeutig gegen die Bundes- 
wehr und die Aufrechterhaltung der Verteidi- 
gungsbereitschaft gerichtet sind, auf das Kaser- 
nengelände verbracht werden dürfen? 


Wann ist mit der Fertigstellung der Wirkungs- 
analyse über die politische Bildung in den 
Streitkräften zu rechnen, die der Beirat für 
Fragen der inneren Führung zusammen mit 
dem Bundesverteidigungsministerium durch- 
führt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung kritische 
Anmerkungen zum staatsbürgerlichen Unter- 
richt in der Bundeswehr, wie sie unter der 
Überschrift „Schwachstellen der politischen Bil- 
dung" (Seite 69 bis 73) in Ausgabe Nr. 1/75 
der „Information für die Truppe" gemacht 
werden, wonach in vielen Einheiten nur Mann- 
schaften am Unterricht teilnehmen, in manchen 
Dienststellen es überhaupt keinen Unterricht 
gibt und in anderen Einheiten nur 10 bis 15 
Mann daran teilnehmen, während die übrigen 
„unabkömmlich" seien? 
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57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durdi 
Ey die gegenwärtig herrschende Arbeitslosigkeit 

(CDU/CSU) die länger dienenden Soldaten der Bundes- 

wehr (Zeitsoldaten auf zwei Jahre) besonders 
benachteiligt sind, indem diese keinen ge- 
sicherten Anspruch auf Rückkehr an ihren vor- 
maligen Arbeitsplatz haben, und was gedenkt 
die Bundesregierung, dagegen zu unterneh- 
men? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


58. Abgeordnete Hätte die Gesamtreform des Lebensmittel- 

Frau rechts mit ihren zahlreichen positiven Neue- 

Dr. Neumeister rungen und erfreulichen Verbesserungen zum 
(CDU/CSU) Schutze des Verbrauchers nicht eine hieb- und 

stichfestere Argumentation erfordert als dies 
im Haushaltskalender 1975 und in der Ant- 
wort (Drucksache 7/3321) auf die Fragen der 
Abgeordneten der CDU/CSU zum Ausdruck 
kommt? 

59. Abgeordneter Trifft die Behauptung im Haushaltskalender 

Dr. Hammans 1975, „Alle Lebensmittel tierischer Herkunft 

(CDU/CSU) müssen eine unverschlüsselte Angabe des Her- 

stellungs-. Abpack- oder Abfülldatums bzw. 
der Mindesthaltbarkeitsdauer nach Tag, Mo- 
nat und Jahr tragen" zu, oder ist nicht viel- 
mehr trotz ihrer Antwort in der Drucksache 
7/3321 nach wie vor richtig, daß bei manchen 
Lebensmitteln nur der Monat, bei anderen, 
z. B. Konserven, nur das Jahr, notwendig ist, 
während zum Beispiel beim Emmentaler Käse 
eine Kennzeichnung überhaupt nicht erfolgen 
muß? 

60. Abgeordneter Trifft die Behauptung „Zugesetzte Chemikalien 

Dr. Hammans z. B. sind grundsätzlich anzugeben" zu, oder ist 

(CDU/CSU) nicht vielmehr die Allgemeine Fremdstoff-Ver- 

ordnung der Gegenbeweis, und ist es nicht so, 
daß die durch sie zugelassenen 17 Fremd- 
stoffe nicht deklariert werden müssen? 

Wäre es nicht besser gewesen, im Haushalts- 
kalender 1975, trotz der Antwort der Bundes- 
regierung in der Drucksache 7/3321, anzugeben, 
daß bei Beanstandungen das zuständige Ord- 
nungsamt um Rat und Auskunft gebeten wer- 
den sollte? 

62. Abgeordneter Sind die im Haushaltskalender angegebenen 

Kiechle Telefonnummern der nächst gelegenen Le- 

(CDU/CSU) bensmittelüberwachutigsämter richtig? 


61. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 
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63. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 

64. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Kroll-Sdiläter 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Kroll-Sdilüter 
(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


68. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 

69. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


70. Abgeordneter 

Dr. Sdiwörer 


(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung weitere Informa- 
tionen für den Verbraucher wie den Haus- 
haltskalender 1975? 

Wird die Bundesregierung trotz der notwendi- 
gen Kürze einer solchen Information in Zu- 
kunft darauf achten, daß sich nicht so gravie- 
rende Fehler einschleichen wie im Haushalts- 
kalender 1975? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung vie- 
ler Pädagogen, daß die Berufsfachschulen durch 
ihre berufskonkrete Ausrichtung jugendlichen 
Spätaussiedlern die Ausbildung am besten 
vermitteln können, und trifft es zu, daß diese 
Berufsfachschulen nicht nach dem Bundesju- 
gendplan gefördert werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine solche 
Förderung anzustreben, oder welche anderen 
Förderungsmöglichkeiten sind nach Auffassung 
der Bundesregierung hierzu geeignet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Krankenhäuser bei der Berechnung des Pflege- 
satzes Verwaltungskostenanteile der Gemein- 
deselbstverwaltung und des Oberbürgermei- 
sters bzw, Landrats mit einbeziehen? 

Billigt die Pflegesatzverordnung eine solche 
Einbeziehung von Gehaltsteilen für den Ober- 
bürgermeister oder Landrat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 
gabe des Haltbarkeitstermins bei Medikamen- 
ten, Lebensmitteln und anderen durch Lage- 
rung im Gebrauchswert beeinträchtigten Gü- 
tern des täglichen Bedarfs nicht oder nur unzu- 
reichend vorgenommen wird, und beabsichtigt 
die Bundesregierung, diesen Zustand dadurch 
zu ändern, daß sie eine entsprechende Geset- 
zesinitiative ergreift? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren zu- 
künftigen Planungen dafür Sorge zu tragen, 
daß bis zur ausreichenden Versorgnung von 
Dialysepatienten mit Heimnieren (Experten 
sind der Ansicht, daß durch eine Heimbehand- 
lung mit einer Heimniere ca. 50®/o der Kosten 
eingespart werden könnten) ortsnahe Dialyse- 
zentren geschaffen werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

71. Abgeordneter Welche Rechts- bzw. Betriebsvorschriften sol- 
Vahlberg len sicherstellen, daß an beschrankten und 

(SPD) unbeschrankten Bahnübergängen keine Ob- 

jekte die Sicht des Wegebenutzers behindern? 
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72. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


73. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


74. Abgeordneter 
Schmidt 
(Niederselters) 
(SPD) 


75. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


76. Abgeordneter 
Dr. Sdiweitzer 


(SPD) 


77. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß an 
dem Bahnübergang Mündien-Alladi zum Zeit- 
punkt des Eisenbahnunglücks vom 7. März 
1975 große siditbehindernde Werbetafeln an- 
gebracht waren, und trifft es zu, daß an vielen 
weiteren beschrankten und unbeschrankten 
Bahnübergängen in der Bundesrepublik 
Deutschland Werbetafeln aufgestellt sind, und 
wenn ja, welche Konsequenzen wird die Bun- 
desregierung daraus ziehen? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung, im Hinblick auf die kostenlose Beförde- 
rung von Rollstühlen bei der Deutschen Bun- 
desbahn Behinderte nach Unfall, Krankheit 
oder von Geburt an den Behinderten gleichzu- 
stellen, die ihre Behinderung im Krieg oder 
durch Folgen des Kriegs erlitten haben? 

Ist die Bundesregierung bereit — angesichts 
der Tatsache, daß die Strecke Groß-Gerau — 
Köln nicht vor 1990 gebaut werden soll — 
zu prüfen, ob eine Entlastung der Rheinstrek- 
ken durch die Strecke Frankfurt (Main) — Nie- 
dernhausen — Limburg^ — Au (Sieg) — Köln mög- 
lich ist, und wenn ja, wie steht sie zur Frage 
des Ausbaus bzw. zur Frage der Elektrifizie- 
rung dieser Strecke? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß selbständige Fahrlehrer nach § 6 Abs. 2 
des Fahrlehrergesetzes täglich nur 480 Minuten 
praktischen Fahrunterricht erteilen dürfen und 
Fahrlehrer in einem Nebenbeschäftigungsver- 
hältnis nach ihrem acht Stunden Arbeitstag 
unbeschränkt weitere praktische Fahrstunden 
erteilen können? 

Zu welchem Zeitpunkt rechnet die Bundes- 
regierung mit der Freigabe der gesamten 
Strecke der neuen linksrheinischen Autobahn 
{A14)? 

Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik 
.Deutschland ein unverhältnismäßig hoher An- 
teil von Kindern bei Verkehrsunfällen zu 
Tode kommt, weil sie in einem Kraftfahrzeug 
keinen hinreichend sicheren Sitzplatz haben, 
sei es, daß sie neben dem Fahrer sitzen oder 
Kindersitze den Sicherheitsanforderungen für 
bestimmte Verkehrslagen nicht gerecht wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch entspre- 
chende Maßnahmen im Verordnungswege da- 
für zu sorgen, daß der rechte Frontsitz für 
Kinder verboten wird, wie das in anderen 
Ländern der Fall ist, und daß Kindersitze einer 
Zulassungsprüfung unterzogen werden, die 
eine hinreichende Festigkeit und Sicherheit 
gewährleistet? 
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79. Abgeordneter Treffen Pressemitteilungen zu, wonach die 
Dr. Stavenhagen derzeit vorgeschriebenen Normen bei An- 
(CDU/CSU) schnallgurten in Kraftfahrzeugen bei Unfällen 

schwere Unterleibsverletzungen verursachen 
können, und gibt es hiervon Statistiken? 


80. Abgeordneter Liegen gesicherte Erkenntnisse vor, wie durch 
Dr. Stavenhagen eine Veränderung der Norm dieser Verlet- 
(CDU/CSU) Zungsgefahr vorgebeugt werden kann, und ist 

veranlaßt worden, diese Norm entsprechend 
zu verändern? 


81. Abgeordnete Wird nach Ansicht der Bundesregierung durch 
Frau Pack Anzeigen, in denen der DGB-Vorsitzende 

(CDU/CSU) Heinz Oskar Vetter für die Deutsche Bundes- 

bahn wirbt, der Kundenkreis um bestimmte 
Personen- bzw. Wirtschaftsgruppen für das 
Leistungsangebot der Deutschen Bundesbahn 
erweitert, und stimmt die Bundesregierung der 
Ansicht zu, daß Profilierungsbemühungen und 
Sympathiewerbung von Verbandsvertretern 
nicht aus Steuergeldern finanziert werden 
dürfen? 


82. Abgeordnete Wie steht die Bundesregierung angesichts der 

Frau Pack Verringerung der Stückgutbahnhöfe und der 

(CDU/CSU) Einschränkung des schienengebundenen Nah- 

verkehrs zur Aussage einer Anzeige der Deut- 
schen Bundesbahn (in der „Welt" vom 
24. März 1975), daß die Leistungen der Bahn 
ausgebaut und nicht abgebaut werden müssen? 


Welche Zukunftspläne bestehen jetzt bei der 
Deutschen Bundesbahn, für die Bundeshaupt- 
stadt Bonn den Nahverkehr aus dem Raum 
Bad Neuenahr — Ahrweiler über Remagen dem 
steigenden Bedarf anzupassen? 


84. Abgeordneter Wie weit sind Pläne gediehen, welche für Bonn 

Josten und Köln mit Umland der beiden Städte die 

(CDU/CSU) Schaffung einer S-Bahn vorsehen? 


85. Abgeordneter Welches Struktur- und arbeitsmarktpolitische 
Dr. Kunz Gesamtkonzept besitzt die Bundesregierung 

(Weiden) für das Zonenrandgebiet der nördlichen Ober- 

(CDU/CSU) Pfalz, dem infolge der Rationalisierung von 

Bundesbahn und Bundespost eine einschnei- 
dende Verringerung von Arbeitsplätzen bei 
den Bundesdienststellen zugemutet wird und 
welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
vorgesehen bzw. eingeleitet, um diesen Ver- 
lust an sicheren Arbeitsplätzen in diesem 
wirtschaftlich besonders gefährdeten Raum gfl. 
durch andere Arbeitsplätze des öffentlichen 
Dienstes auszugleichen? 


83. Abgeordneter 
Josten 

(CDU/CSU) 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


86. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


87. Abegordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Gierenstein 

(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Informieren alle Bundesministerien die Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages gleichzeitig 
über Zuschüsse, Investitionen und Baumaß- 
nahmen von Bundesministerien und Behörden 
in den jeweiligen Wahlkreisen? 

Von welchen Auftragssummen an werden Ge- 
werke zur Vergabe an die Bauwirtschaft öffent- 
lich ausgeschrieben, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, bei Ausschreibungen und Ver- 
gaben in eigener Zuständigkeit unmittelbar 
und im Bereich der Länder und Gemeinden 
empfehlend die Verdingungsordnung für Bau- 
leistungen uneingeschränkt zur Anwendung zu 
bringen? 

Treffen Meldungen zu, der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau pro- 
jektiere ein Bundesamt für Bauforschung und 
der Bundeskanzler habe sein Veto gegen den 
Vorschlag eingelegt, dieses Amt in Berlin zu 
etablieren? 

Hält die Bundesregierung die Richtlinien für 
das Modernisierungsprogramm 1975 (für Woh- 
nungen) mit der Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 4. März 1975 — 2 BvF 
1/72 — für vereinbar? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang und Anteil „gemeinnützige Unterneh- 
men" und öffentlichrechtliche Banken am Woh- 
nungsmarkt „vorbeiproduziert" haben (siehe 
Bundesminister Ravens in „Die Zeit" vom 
4. April 1975), und wer sind die Spitzenführer? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


91. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 
DDR-Behörden bei der Leipziger Frühjahrs- 
messe zahlreichen Bewohnern der DDR den 
Besuch der Stände von Firmen aus der Bundes- 
republik Deutschland verboten haben, und 
wenn ja, welche Schritte hat die Bundesregie- 
rung unternommen, um dafür zu sorgen, daß 
dieses gegen die Verpflichtung zur Normali- 
sierung gemäß dem Grundvertrag verstoßende 
Verhalten von DDR-Behörden bei künftigen 
Messen in der DDR unterbleibt, bei denen die 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
ausstellt? 
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92. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung ge- 
genüber der Regierung in Ost-Berlin unter- 
nommen, um auf eine verzögerungsfreie Ab- 
wicklung des innerdeutschen Reiseverkehrs zu 
Ostern zu dringen? 

Wie verträgt sich die Äußerung der Bundes- 
regierung, die DDR-Grenzorgane seien um eine 
reibungslose Abwicklung des Verkehrs be- 
müht gewesen, mit der Tatsache, daß unzumut- 
bare Wartezeiten (bis zu 15 Stunden) vor den 
Zonengrenzdurchlässen entstanden sind? 

Trifft die Meldung zu, Ost-Berlin bestehe dar- 
auf, die Renovierung der Autobahn Berlin — 
Helmstedt dürfe nur von „DDR-Kolonnen" 
vorgenommen werden, und wird die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — bei den Ver- 
handlungen mit Ost-Berlin davon ausgehen, 
daß entsprechend ihrem Anteil an der Finan- 
zierung die Aufträge an westdeutsche und 
West-Berliner Firmen vergeben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


95. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


97. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Angesichts der zunehmenden Zahl von Dialy- 
sepatienten frage ich die Bundesregierung, ob 
sie bereit ist, die Forschung von Heimnieren 
voranzutreiben, da nach Auffassung von Ex- 
perten die Heimniere aus psychologischen und 
medizinischen Gründen die geeignetste Metho- 
de für eine gesicherte Versorgung der heim- 
dialysefähigen Patienten darstellt? 

Kann die Bundesregierung die angegebenen 
Kosten für das Prototypkraftwerk „Schneller 
Brüter SNR 300" in Kalkar von 1,7 Milliarden 
DM angesichts der erheblichen Kostensteige- 
rungen der Schnellbrüterentwicklung in den 
USA halten, bzw. mit welchen Mehrkosten 
muß bis zur Fertigstellung dieses Prototyp- 
kraftwerks gerechnet werden? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, zu 
dem beabsichtigten Bau eines Hochtemperatur- 
reaktors mit Heliumturbine (HHT-Programm) 
eine Kosten-Nutzen-Analyse zu geben? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über den zukünftigen Einsatz von Hoch- 
temperaturreaktoren in der Bundesrepublik 
Deutschland, und was gedenkt sie insbeson- 
dere zu unternehmen, damit Prototypkern- 
kraftwerke gebaut werden? 
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Gesdhiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


99. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. März 

Gierenstein 1975 zu, auf der deutschen Ausstellung in 

(CDU/CSU) Moskau habe die Verteilung von Informations- 

material an den Ständen des Presse- und In- 
formationsamtes der Bundesregierung einge- 
stellt werden müssen, und was hat die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — dagegen un- 
ternommen, bzw. wie hat sie sich von vorn- 
herein gegen derartige sowjetische Maßnah- 
men gesichert? 


100. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


Was hat der Sprecher der Bundesregierung, 
Grünewald, mit seiner Bemerkung gemeint, 
daß für Sommer 1975 harte Entscheidungen 
anstehen, und kann man erfahren, was die 
Bundesregierung darunter versteht? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


101. Abgeordneter 
Dr, Narjes 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Pressemeldung 
(VWD) bestätigen, wonach die schweizerischen 
Strafverfolgungsbehörden im Zusammenhang 
mit ihren Ermittlungen gegen den früheren 
Hoffmann-La Roche Direktor Adams wegen 
seiner Mitwirkung in einem Kartellermitt- 
lungsverfahren der EG-Kommission gegen die- 
ses Unternehmen wegen Verdachts eines Ver- 
stoßes gegen die Artikel 85 ff. EG-Vertrag 
auch ein Ermittlungsverfahren gegen das zu- 
ständige Mitglied der EG-Kommission, Bor- 
schette, und drei zuständige Beamte einge- 
leitet haben? 


102. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Wenn die Bundesregierung eine solche Ent- 
wicklung nicht zweifelsfrei ausschließen kann, 
was gedenkt sie zu tun, um das Assoziations- 
verhältnis der EG mit der Schweiz von der- 
artigen untragbaren Belastungen freizustellen 
und Wiederholungen auszuschließen? 


103. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche finanziellen Zugeständnisse waren bei 
den vorletzten EG-Beitrittsverhandlungen mit 
England von der Bundesrepublik Deutschland 
insbesondere zugunsten des EG-Regionalfonds 
erwartet worden bzw. in welcher Höhe hatte 
die Bundesregierung Angebote gemacht, und 
wie hoch beläuft sich die Zahlungspflicht der 
Bundesrepublik Deutschland aus den letzten 
Beitrittsverhandlungen mit England? 
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104. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


107. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


108. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Dr. Fudis 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den 30. Jahres- 
tag der Beendigung des Zweiten Weltkriegs 
zum Anlaß zu nehmen, bei der italienischen 
Regierung mit der Bitte vorstellig zu werden, 
endlich den letzten Kriegsgefangenen deut- 
scher Staatsangehörigkeit in Italien, Herbert 
Kappler, zu begnadigen? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. März 
1975 zu, von den Ausstellungsständen mit 
Büchern auf der deutschen Ausstellung in 
Moskau habe ein Band mit einem Bild vom 
Kurfürstendamm in Berlin mit der Kaiser- 
Wilhelm-Gedächtniskirche und aus einer Dia- 
Schau ein Bild vom Wannsee in Berlin entfernt 
werden müssen, und wie hat die Bundesregie- 
rung — bejahendenfalls — darauf reagiert, 
bzw. warum hat sie sich gegen derartige sowje- 
tische Maßnahmen nicht vertraglich gesichert? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. März 
1975 zu, die als Bestandteil der deutschen Aus- 
stellung in Moskau vorgesehene Buchverkaufs- 
messe sei drei Wochen vor der Eröffnung der 
Ausstellung von sowjetischer Seite abgesagt 
worden, und wie hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — darauf reagiert, bzw. 
warum hat sie diesen Bestandteil der Aus- 
stellung nicht von vornherein vertraglich ge- 
sichert? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 21. März 1975 zu, die deutsche 
Seite habe auf sowjetisches Verlangen hin in 
den auf der deutschen Ausstellung in Moskau 
zur Verteilung bestimmten Drucksachen stati- 
stische Angaben über das Land Berlin fortge- 
lassen, und wie rechtfertigt die Bundesregie- 
rung — bejahendenfalls — ihr Zurückweichen 
vor diesem widerrechtlichen Eingriff in die 
deutsche Selbstdarstellung? 

Hält es die Bundesregierung in Anbetracht des 
deutsch-arabischen Verhältnisses für angemes- 
sen, daß die Bundesrepublik Deutschland bei 
den Trauerfeierlichkeiten für den ermordeten 
König von Saudi-Arabien lediglich durch den 
deutschen Botschafter in Riad vertreten war, 
und warum war es dem Bundeskanzler nicht 
möglich, einen der 18 Minister seines Kabinetts 
zu entsenden? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 25. März 1975 zu, das Kon- 
zert des Symphonie-Orchesters des Polnischen 
Rundfunks und Fernsehens Kattowitz im Gro- 
ßen Sendesaal des Senders Freies Berlin habe 
im Anschluß an Gastspiele in der „DDR" statt- 
gefunden, und teilt — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung die Auffassung, daß eine der- 
artige Praxis die Einbeziehung des Landes 
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Berlin in künftige Abkommen über kulturellen 
und wissenschaftlichen Austausch negativ prä- 
judizieren kann? 


110. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wird von der Bundesregierung, so wie bei den 
Verhandlungen mit Chile (entsprechend ihrer 
schriftlichen Auskunft vom 21. März 1975) 
der „Komplex der Menschenrechte behandelt" 
werden soll, auch bei den Verhandlungen mit 
der Volksrepublik Polen über ein Sozialver- 
sicherungsabkommen und einen Finanzkredit 
der „Komplex der Menschenrechte" vor allem 
der Deutschen jenseits von Oder und Neiße 
behandelt werden? 


111, Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen des stellvertretenden ZK-Mitglieds Rys- 
zard Wojna, daß die Zusage des polnischen 
Außenministers Olszowski vom Dezember 
1973, es würden 1974 50 000 Menschen aus- 

siedeln können, „einfach nicht wahr ist", nach- 
dem sie selbst vor der Öffentlichkeit und da- 
nach im Deutschen Bundestag die polnische 
Zusage wiederholt bestätigt hat? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der sich gegenwärtig in Portugal 
vollziehenden Umwälzungen in Richtung auf 
eine Machtergreifung der Kommunisten auf 
den Zusammenhalt des nordatlantischen Bünd- 
nisses und damit auf die Sicherheit der Bun- 
desrepublik Deutschland, und wie hat die Bun- 
desregierung in den Gremien der NATO auf 
diese Vorgänge reagiert? 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Um- 
frageergebnis des amerikanischen Harris-In- 
stituts vom Dezember vergangenen Jahres, 
daß bei einer Besetzung West-Berlins durch 
sowjetische Truppen nur noch 34®/o sich für, 
aber 43Vo gegen ein militärisches Eingreifen 
der USA aussprechen und im Falle eines An- 
griffs auf West-Europa die Erfüllung der ame- 
rikanischen NATO-Verpflichtung nur noch von 
39Vo befürwortet, jedoch von 41Vo der Befrag- 
ten abgelehnt wird, und muß, falls die US- 
Regierung dieses Umfrageergebnis zur Grund- 
lage ihrer zukünftigen Politik machen sollte, 
nicht eine unmittelbare Gefährdung der Sicher- 
heit und Freiheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land befürchtet werden? 


114. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pulladi) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit allen ihr 
zu Gebote stehenden Mitteln gegen die Art 
und Weise zu protestieren, in der kommunisti- 
sche Streitkräfte unter Bruch vertraglicher Ab- 
machungen Südvietnam überfallen und unter 
dessen Bevölkerung unübersehbares Leid ver- 
ursachen? 
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115. Abgeordneter 
Dr. Bedier 
(Pulladi) 

(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 

(CDU/CSU) 


117, Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 

Dr, Fudis 
(CDU/CSU) 


120. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze^ 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen und in welchem Aus- 
maß beteiligt sich die Bundesregierung an 
Hilfsmaßnahmen für die Opfer des Krieges, 
mit dem Truppen Nordvietnams und des Viet- 
cong weite Landstriche Südvietnams erneut 
überzogen haben? 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß 
vertrauliche Dokumente des Auswärtigen 
Amtes in dem kommunistischen Parteien nahe- 
stehenden Berliner Extradienst veröffentlicht 
werden? 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um diese zum Schaden der Bundes- 
republik Deutschland verübten Fälle von Ver- 
trauensbruch zu ahnden und Wiederholungen 
zu verhindern? 


Warum ist die Bundesregierung der Meinung, 
daß der Vorschlag von Breschnew zur KSZE 
erwägenswert ist? 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegels" vom 
23. März 1975 zu, der Vorsitzende des Landes- 
verbands Berlin der F.D.P. habe in seiner 
Eigenschaft als Stellvertretender Vorsitzender 
des Comenius-Clubs in der UdSSR „Sibirische 
Wochen" in Berlin für den Herbst 1975 verein- 
bart, und wie beurteilt — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung diesen Vorgang im Hin- 
blick auf die Einbeziehung des Landes Berlin 
in zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der UdSSR noch zu treffende Verein- 
barungen über kulturellen Austausch? 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 29. März 
1975 zu, im NATO-Hauptquartier Europa-Mitte 
sei deutscherseits darauf verzichtet worden, 
den 17. Juni in die für 1975 gültige Liste der 
nationalen Fest- und Feiertage der Bündnis- 
partner aufzunehmen, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — dies 
angesichts der geltenden Rechtslage? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die spontane Hilfsbereitschaft in der Be- 
völkerung für Vietnam und Kambodscha und 
insbesondere für die in diesen Ländern lei- 
denden Kinder zu unterstützen — anstatt den 
zahlreichen Ratsuchenden lediglich die „Unzu- 
ständigkeit des Staates" zu erläutern und sie 
an „caritative Organisationen wie Terre des 
hommes und SOS-Kinderdorf" zu verweisen? 
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122. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Roten Kreuzes, daß solchen Kindern nicht ge- 
dient ist, wenn sie aus ihrem Kulturkreis 
herausgerissen und für immer nach Europa 
gebracht werden, und daß statt dessen Hilfe im 
Lande geleistet werden muß, und welche Hilfs- 
maßnahmen bereitet die Bundesregierung in 
diesem Sinne zusammen mit dem Deutschen 
Roten Kreuz vor? 


123. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Erfüllung 
der vollständigen Auskunftspflicht bei der 
Verfolgung fundamentaler persönlicher Rechte 
gegenüber den Angehörigen von über 300 000 
bisher nicht berücksichtigten deutschen Aus- 
siedlungsbewerbern und in Wahrung des men- 
schenrechtlichen Mindeststandards dieser Deut- 
schen (vgl. Art. 34 GG im Zusammenhang mit 
§ 839 BGB und oberstgerichtl. Urteilen) ein- 
deutig und vollständig die Zusicherungen des 
polnischen Außenministers Olszowski vom 
Dezember 1973 zur teilweisen Erfüllung der 
„Information über die Familienzusammenfüh- 
rung" bekanntzugeben, und betrachtet die 
Bundesregierung diese „Information" auch 
weiterhin als wirksame Grundlage für die Er- 
füllung ihrer verfassungsrechtlichen und völ- 
kerrechtskonformen Schutzpflicht für die be- 
troffenen Deutschen und ihre Grundrechte? 


124. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche Tragweite für die Rechtslage, insbe- 
sondere bezüglich des deutschen Auslandsver- 
mögens und der für Reparationen erfaßten 
Gegenstände, haben nach der Rechtsauffassung 
der Bundesregierung die Vorschriften des Arti- 
kels 2 des Sechsten Teils des Überleitungsver- 
trags über die weitere Geltung des Gesetzes 
Nr. 63 der Alliierten Hohen Kommission, ins- 
besondere seines Artikel 4 sowie des „Ver- 
zeichnisses"? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 

2. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Roser 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


In welcher Funktion ist Herr Günter Verheu- 
gen im Auswärtigen Amt beschäftigt? 


Trifft es zu, daß Herr Verheugen in dieser 
Eigenschaft „zur UNO-Delegation" gehört, 
„Mitglied des Ministerrats der Europäischen 
Gemeinschaft und Mitglied im Ministerrat der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit" ist 
(so zu lesen im „Brühler Schloßbote" vom 
6, März 1975)? 

Was hat die Bundesregierung getan, nachdem 
ihr bekannt geworden ist, daß vorverzollte 
Pakete nach Rumänien die Empfänger — Sie- 
benbürger Sachsen und Banater Schwaben — 
nicht erreicht haben und an die Absender zu- 
rückgeschickt worden sind, und wie hat gege- 
benenfalls die rumänische Seite reagiert? 

Sind die Bedenken des Roten Kreuzes nach 
Ansicht der Bundesregierung zu überwinden, 
wenn die betroffenen Kinder aus Vietnam und 
Kambodscha nur zeitweise — bis zur Wieder- 
herstellung normaler Bedingungen im Heimat- 
land — als Gäste in der Bundesrepublik aufge- 
nommen werden? 

Treffen Meldungen zu, die Bundesrepublik 
Deutschland habe sich auf der 2. Entwicklungs- 
konferenz der UN bei der Abstimmung über 
die „Deklaration von Lima" der Stimme ent- 
halten, und warum hat — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung nicht zusammen mit den 
USA mit „nein" gestimmt angesichts der gegen 
den freien Welthandel und die westlichen 
Industrieländer gerichteten Tendenz der Dekla- 
ration? 

Welche Gründe hat die Bundesregierung für 
das unterschiedliche Verhalten der deutschen 
Botschaften in Chile und Portugal, wo in einem 
Fall linksextremen Verfolgten monatelang 
Schutz und schließlich sogar der Abtransport 
ins Ausland gewährt wurde, während im ande- 
ren Fall vier schutzsuchende Offiziere, die im 
Natoland Portugal eine kommunistische Dik- 
tatur verhindern wollten, nach wenigen Stun- 
den zum Verlassen der Deutschen Botschaft 
gezwungen und damit ausgeliefert wurden, 
und wird di^ Bundesregierung auf der Ein- 
haltung der portugiesischen Zusagen bezüg- 
lich der Behandlung dieser Offiziere bestehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 

(CDU/CSU) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung die 
Bürger, die aus den mannigfaltigsten Gründen 
Fragebogen auf Verlangen der verschieden- 
sten Behörden und zwar in behördlichem oder 
auch allgemeinem Interesse ausfüllen müssen, 
auch verpflichtet, das Porto für die Zurücksen- 
dung der Fragebogen selbst zu bezahlen? 


8. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft eine Meldung der Lüneburger Landes- 
zeitung vom 15. März 1975 zu, derzufolge im 
Zusammenhang mit der Minenräumung auf 
bundesdeutschem Boden in Lüchow-Dannen- 
berg durch Angehörige der Nationalen Volks- 
armee der DDR ein NVA-Offizier von den An- 
gehörigen des Bundesgrenzschutzes einen „Si- 
cherheitsabstand" von 150 Metern gegenüber 
den NVA-Arbeitskräften verlangt hat und den 
Bundesgrenzschutz auf dem Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland durch Befehlsan- 
ordnung entsprechend zurückwies, daß einem 
Pressefotografen das Fotografieren dieses Vor- 
gangs untersagt wurde und daß dieses alles 
auf ausdrückliche Weisung respektive mit Ein- 
verständnis des Bundesinnenministeriums ge- 
schah, und wenn ja, womit rechtfertigt der 
Bundesinnenminister diesen unmöglichen Vor- 
gang auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland, wenn nein, welche Darstel- 
lungen in der Lüneburger Landeszeitung ent- 
sprechen nicht den Tatsachen? 


9. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 
regnung ungeklärter Abwässer auf landwirt- 
schaftliche Gebiete unter Berücksichtigung des 
Umweltschutzes? 


10. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wieviel Anträge wurden bisher auf Grund des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes gestellt und 
abgelehnt, und welche Beträge wurden bisher 
und werden in Zukunft noch ausbezahlt? 


11. Abgeordneter 
Peiter 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung anzuordnen, 
daß die Betriebswirtschaftliche Akademie e. V., 
Wiesbaden, als für die Förderung nach § 36 
Abs. 4 Bundeslaufbahnverordnung geeignete 
gleichartige Einrichtung anerkannt wird? 


12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht im Stande, die 
Engelsberger natürliche Bevölkerungsentwicklung der deut- 

(CDU/CsU) sehen Bevölkerung in der Bundesrepublik 

einschl. Berlins (West) im internationalen Ver- 
gleich und im Vergleich mit der „DDR" — ein- 
schließlich des Ostsektors von Berlin — darzu- 
stellen, oder warum weist sie auf meine parla- 
mentarische Anfrage (156. Sitzung des 7. 


23 



Drucksache 7/3447 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Deutschen Bundestages), z. B, für 1971 zwar 
ein Geburtendefizit in absoluten Zahlen von 
23 793 aus, während sie in den Vergleichs- 
zahlen aber einen Überschuß von 0,8 bezogen 
auf 1000 Einwohner angibt, obwohl gleich- 
lautend nach der Entwicklung der deutschen 
Bevölkerung gefragt war? 

13. Abgeordneter Wie lauten ggf. die zutreffenden Werte? 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Dr. Penner 


(SPD) 


15. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Ist damit zu rechnen, daß in absehbarer Zeit 
die Außenwände der im Bundesbesitz befind- 
lichen Hochbunker auf dem Gebiet der Stadt 
Wuppertal durch einen entsprechenden An- 
strich freundlicher gestaltet werden? 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Be- 
hauptung im Bundessteuerblatt, Teil I, Nr. 26 
vom 23. Oktober 1974, daß Kinder, die erst 
nach der Vertreibung geboren worden sind, 
nach der besonderen Regelung des § 7 des 
Bundesvertriebenengesetzes zwar die Ver- 
triebenen- bzw. Flüchtlingseigenschaft erhal- 
ten, nicht jedoch den Anspruch auf einen Frei- 
betrag nach § 33a Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes 1953 mit der Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs vom 6. Mai 1969, und ist die 
Bundesregierung bereit, diese Fehlinterpreta- 
tion des § 7 des Bundesvertriebenengesetzes 
zu korrigieren? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Novel- 
lierung des Gesetzes über Kapitalanlagege- 
sellschaften mit dem Ziel, den Investmentge- 
sellschaften die Teilnahme am Aktien-Options- 
handel zu ermöglichen? 


GescMftsbereidb des Bundesministers für Wirtschaft 


17. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Ist der Erfahrungsbericht über den Beitrag der 
Bundesrepublik Deutschland zur Weltausstel- 
lung in Osaka 1970 für weitere Ausstellungen, 
insbesondere für Industrieausstellungen, ge- 
nutzt worden, und ist inzwischen ein Konzept 
dafür entwickelt worden, wie die Selbstdar- 
stellung der Bundesrepublik Deutschland auf 
derartigen Ausstellungen erfolgen soll? 
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18. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


19. Abgeordneter 
Dr. Sdiwörer 


(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Dr. Sdiwörer 


(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Sdimidhuber 
(CDU/CSU) 

23. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(Mündien) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß ebenso wie die bei den Lebens- 
und Arzneimitteln schon vorgeschriebenen 
Aufdrucke von Verfalldaten auch die nidit 
haltbaren Konsumwaren (z. B. elektrische Bat- 
terien) mit solchen leicht lesbaren Verfall- 
daten versehen werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage 
auf dem Zellstoffmarkt gerade hinsichtlich der 
Erhaltung von zahlreichen Arbeitsplätzen in 
Betrieben der mittelständischen Holzwerkstoff- 
industrie? 

Ist die Bundesregierung bereit, Bestrebungen 
der deutschen Zellstoffindustrie, im Hinblick 
auf die Situation am Weltmarkt, zu unter- 
stützen, die sich mit der Aufbereitung von 
Rohholzreserven durch sogenannte Sulfat-Zell- 
stoffwerke beschäftigen und zur Sicherung der 
Papierversorgung beitragen sollen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Außen- 
handelsstatistik zur Erzielung einer besseren 
Kenntnis über die „Weltmarktstellung" da- 
durch zu ergänzen, daß einheimische Gesell- 
schaften mit Filialen im Ausland regelmäßig 
den amtlichen Stellen berichten bzw. daß ein- 
heimische Gesellschaften, die mehrheitlich in 
ausländischem Besitz sind, zu einer regelmäßi- 
gen Berichterstattung über ihre Absatzver- 
hältnisse verpflichtet werden? 

Wann ist mit der Verabschiedung eines Kon- 
zepts der Bundesregierung zur Vorratshaltung 
wichtiger Rohstoffe zu regnen? 

Welchen Einfluß hat die Einführung des Kon- 
kursausfallgeldes bisher auf die Entscheidung 
von Arbeitnehmern gehabt, Konkursantrag 
gegen ihren Arbeitgeber zu stellen, und wie 
viele Arbeitsplätze sind dadurch verloren ge- 
gangen, daß so eine Sanierung im Vergleichs- 
wege unmöglich gemacht wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich 
Geldner — auch finanziell — der Viehexport nach 

(FDP) Italien seit der Neubewertung der Rechnungs- 

einheit beim Grenzausgleich entwickelt hat, 
und wie müßte sich, ihrer Ansicht nach, dies 
auf die landwirtschaftlichen Einkommen aus- 
wirken? 
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25. Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von den wie- 
Geldner derholten Meldungen über Brüsseler Ande- 

(FDP) rungsvorsdiläge für die Bewertung der Redi- 

nungseinheit nach neuen Kriterien, und wel- 
che Auswirkungen würde dies, ihrer Ansicht 
nach, auf den Bundeshaushalt sowie auf die 
sogenannten administrierten Preise haben? 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
eingeleitet, um sicherzustellen, daß die Deut- 
sche Gesellschaft für Technische Zusammenar- 
beit (GTZ) bei ihren Vorschriften für die Liefe- 
rung von Fischkonserven die besondere Lage 
der deutschen Kutterfischerei berücksichtigt? 


27. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Spranger in bestimmten Härtefälien bei Beantragung auf 

(CDU/CSU) Förderung der langfristigen Verpachtung durch 

Prämien im landwirtschaftlichen Bereich, die 
Gewährung einer Verpachtungsprämie die be- 
stehenden Belastungen weitgehend abbauen 
hilft, und — bejahendenfalls — müßten dann 
nicht (wennn schon kein Unterhalt aus der 
Pachtsumme herausgebracht wird) größere 
Zins- und Tilgungsverpflichtungen vermieden 
werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 
der völlig veränderten Lage auf dem Weizen- 
markt die Möglichkeit der Wiedereinführung 
einer Denaturierungsprämie, besonders unter 
dem Gesichtspunkt der Bereitstellung ausrei- 
chender Vorratslager für die Aufnahme der 
kommenden Ernte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


29. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Braun Kinder von Gastarbeitern aus Spanien, Portu- 

(CDU/CSU) gal, Jugoslawien, Griechenland und der Türkei 

auf Grund der am 1. April 1975 in Kraft getre- 
tenen Kindergeldregelung in den ersten beiden 
Monaten dieses Jahrs in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen sind? 


30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach wie vor der 
Braun Meinung, daß auf Grund der getroffenen Kin- 

(CDU/CSU) dergeldregelung ein verstärkter Zuzug von 

Kindern ausländischer Arbeitnehmer nicht er- 
folgen wird? 


28. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 
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31. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Härzsdiel 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


35. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


36. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Gewerbetreibenden, die im Zuge der wirt- 
schaftlichen Entwidclung in den letzten Mona- 
ten ihre Betriebe schließen mußten und nun- 
mehr als Arbeitslose in der Woche mit 98 DM 
Arbeitslosengeld leben müssen bei Mietver- 
pflichtungen von 250 DM ijn Monat, eine Hilfe 
zukommen zu lassen, die sie davor bewahrt, 
den Glauben an den sozialen Rechtsstaat zu 
verlieren? 


Trifft es zu, daß Kinderzuschläge zu Schwer- 
kriegsbeschädigtenrenten auch dann dem 
Schwerkriegsbeschädigten zustehen, wenn die 
elterliche Gewalt über die ehelichen Kinder 
nach der Ehescheidung der Mutter zugespro- 
chen worden ist, und sind diese Kinderzu- 
schläge tatsächlich weder pfändbar noch ein- 
klagbar, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung zutreffendenfalls, um dem 
geschiedenen Ehepartner den nicht einklag- 
baren und nicht pfändbaren Kinderzuschlag 
zukommen zu lassen? 


Wieviel Prozent sind die Durchschnittseinkom- 
men der Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
Deutschland von 1969 bis 1974 gestiegen, und 
wie hoch war die prozentuale Steigerung der 
Lohnsteuereinnahmen und Sozialversiche- 
rungsbeiträge im gleichen Zeitraum? 


Ist der Bundesregierung der in der Ausgabe 
März 1975 der „ADAC-Motorwelt" erschienene 
Artikel „Marianne (18) trägt das Gipsbein mit 
Humor. Sie ahnt nichts von der Arztrechnung 
aus Kitzbühel" bekannt und kann sie die darin 
gemachten Angaben über die Schwierigkeiten 
deutscher Kassenpatienten bei Erkrankung in 
Österreich bestätigen? 


Inwieweit sind, wenn ja, weitere Fortschritte 
dabei erzielt worden, daß das nicht mit dem 
deutsch-österreichischen Abkommen über So- 
ziale Sicherheit in Einklang stehende Verhal- 
ten bestimmter österreichischer Ärzte im Sinne 
des Vertrages geändert werden kann? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die gesetzlichen Bestimmungen bei den Kran- 
kenkassenbeiträgen der Kurzarbeiter eine für 
nicht krankenversicherungspflichtige Ange- 
stellte erhebliche finanzielle Belastung aufwei- 
sen, und — bejahendenfalls — müßte dann 
nicht der Arbeitgeberanteil den krankenver- 
sicherungspflichtigen genauso gewährt wer- 
den, wie den nicht krankenversicherungspflich- 
tigen Angestellten? 
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Gesciiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


37, Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburgi 
(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien erfolgt bei der Einbe- 
rufung von Wehrpflichtigen die Zuordnung zu 
den einzelnen Standorten, und sieht die Bun- 
desregierung Möglichkeiten, die teilweise 
große Entfernung zwischen Heimatort und 
Standort durch eine noch genauere Prüfung 
der Einzelfälle zu verringern? 


38. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der vorhandene Schießplatz 
in der Gemeinde List/Sylt um einen MG- 
Schießstand erweitert werden soll, und ist des- 
wegen die Schutzbereichsanordnung erforder- 
lich? 


39. Abgeordneter Hat die Bundesregierung geprüft, ob eine völ- 
Sick lige Verlegung des Schießplatzes an eine an- 

(CDU/CSU) dere Stelle möglich ist, und wenn ja, zu wel- 

chem Ergebnis ist sie gekommen, und wenn 
nein, ist sie bereit in diese Prüfung einzu- 
treten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
einleiten, um den Wahrheitsgehalt von Presse- 
mitteilungen zu erforschen, daß das in Marga- 
rine enthaltene Vitamin D gesundheitsgefähr- 
dend sein soll? 


41. Abgeordneter ln welchen Bundesländern sind die einheitli- 
Rollmann chen Richtlinien für die Erziehungsberatung 

(CDU/CSU) bereits in Landesrecht umgesetzt worden? 


42. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang gibt es an den Jugend- 
ämtern in der Bundesrepublik Deutschland Er- 
ziehungsbeistände, und wie viele Kinder und 
Jugendliche sind ihnen durchschnittlich zuge- 
ordnet? 


43. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Be- 
hauptung der Grenzlandnachrichten Nettetal, 
daß in dem vom Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit herausgegebe- 
nen Faltblatt „Es geht um die Gesundheit'' 
zahlreiche eklatante Sachfehler enthalten 
wären und die mit dem Faltblatt gegebene 
Information „eine wirkliche Katastrophe sei" 
und welche Schlußfolgerung zieht die Bundes- 
regierung aus dieser Behauptung? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


44. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Picard 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, anstelle der Weiterführung der Bun- 
desautobahn Stuttgart — Singen in Richtung 
Schweiz die Linienführung über Geisingen — 
Schaffhausen vorzusehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbeson- 
dere die Schwierigkeiten einer Trassenführung 
über das Aitrachtal, das auf der Gemarkung 
Geisingen mit seinen Teilorten Kirchen-Hau- 
sen, Aulfingen und Leipferdingen ohnedies 
durch Verkehrsführungen schon stark belastet 
ist und zudem wichtige Trinkwasservorräte 
enthält? 

Trifft es zu, daß auf der Strecke Darmstadt — 
Aschaffenburg der Reisezugverkehr — insbe- 
sondere am Wochenende — in Zukunft weiter 
eingeschränkt werden soll? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, eine lang- 
fristige Zusage für die Aufrechterhaltung des 
jetzt noch bestehenden Reisezugverkehrs im 
östlichen Teil Süd-Hessens zu machen bzw. 
Auskunft darüber zu geben, welche Verände- 
rungen vorgesehen sind und wie der öffent- 
liche Personenverkehr nicht nur aufrechterhal- 
ten sondern noch verbessert werden soll? 

Trifft es zu, daß im Kreis Euskirchen Unter- 
suchungen der Deutschen Bundesbahn ange- 
stellt werden, die die teilweise Einstellung der 
Bundesbahnstrecken Bonn — Euskirchen — Dü- 
ren sowie Kall — Hellenthal und Euskirchen — 
Bad Münstereifel zur Folge haben? 

Welche Aussagen hat das Bundesverkehrs- 
ministerium in einem Gespräch am 18. März 
1975 mit der SPD-Stadtratsfraktion und der 
Verwaltung der Stadt Zülpich über den Bau 
einer Verbindung zwischen der B 265 a und der 
B 477, den Ausbau der Autobahn A 65 Bonn — 
Zülpich, die Ausweitung des Kreuzungsbe- 
reichs Münstertor im Zuge der Führung der 
B 56, der Einschränkung des Zugverkehrs auf 
der Strecke Euskirchen — Düren und den Bau 
der Umgehungsstraßen B 56 a, B 477 und B 265 
gemacht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit des Baus der Umgehungsstraße 
der B31 Unteruhldingen — Meersburg und der 
Fähreabfahrt, und kann damit gerechnet wer- 
den, daß das Planfeststellungsverfahren für 
diese Umgehungsstraße und die Fähreabfahrt 
bald abgeschlossen wird? 


29 



Drucksache 7/3447 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


51, Abgeoirdneter 
Biediele 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Peter 
(SPD) 


53. Abgeordneter 
Peter 
(SPD) 


54, Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Dr, Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


56. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


In welchem Zeitraum können nach Meinung 
der Bundesregierung der Bau der Umgehungs- 
straße der B 31 Unteruhldingen — Meersburg 
und der Bau der Fähreabfahrt verwirklicht 
werden, und welcher Finanzbedarf ist dafür 
erforderlich? 


Trifft es zu — wie von der Interessengemein- 
schaft Autobahn 62 in ihrem Brief an den 
Bundesverkehrsminister vom 25. Februar 1975 
behauptet — , daß im Ersten Fünf jahresplan 
für den Ausbau des Autobahnnetzes die Fer- 
tigstellung der Autobahn 62 (Landstuhl — Trier) 
für 1975 vorgesehen war, und die Einstellung 
des Baus ab Freisen finanzielle Gründe ver- 
muten läßt und wenn nein, was sind die eigent- 
lichen Gründe für den gegenwärtigen Bau- 
stopp? 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
das Teilstück Freisen — Otzenhausen in die 
erste Dringlichkeitsstufe des Zweiten Fünf- 
jahresplanes aufzunehmen, und läßt der gegen- 
wärtige Stand der abgeschlossenen, laufenden 
und noch nicht eingeleiteten Planfeststellungs- 
verfahren eine Verzögerung der Bauausfüh- 
rung befürchten? 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
unhaltbaren Verkehrsverhältnisse im Raum 
des Regierungsbezirks Südwürttemberg-Ho- 
henzollern die Konsequenzen zu ziehen und 
beispielsweise die Mittel für den Neu- und 
Ausbau der B 27 von Stuttgart nach Rottweil 
im Haushalt 1976 und in den Jahren danach 
so zu erhöhen, daß diese Straße schneller 
als derzeit geplant fertiggestellt werden kann 
(siehe auch die jüngsten Äußerungen des 
1. Vorsitzenden der IG Bau-Steine-Erden, 
Sperner, vgl. Reutlinger Generalanzeiger vom 
15. März 1975)? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die sehr gefährliche Ausfahrt an der 
Kreuzung BAB A 80 (Frankfurt [Main] — Wies- 
baden) B 519 — Weilbacher Kreuz — dadurch 
zu verbessern, daß aus Richtung Frankfurt 
(Main) zusätzlich eine Abfahrt in Richtung 
Hofheim geschaffen wird? 


Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
darauf hinzuwirken, daß die Ausbildungskapa- 
zität, über die die Deutsche Bundesbahn in 
ihrem Ausbesserungswerk Glückstadt verfügt, 
zum frühest möglichen Zeitpunkt restlos aus- 
genutzt wird, um angesichts des insbesondere 
in dieser Region aktuellen Lehrstellenmangels 
etwas für die betroffenen Jugendlichen zu tun? 
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57. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Können in der Ausbildungseinrichtung der 
Deutschen Bundesbahn in Glückstadt weitere, 
zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen und 
personell ausgestattet werden? 


58. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Verle- 
gung der Bundesstraße 48 im Bereich der Orts- 
lage Bad Münster am Stein — Ebernburg in den 
Zweiten Fünfjahresplan 1976 bis 1980 aufzu- 
nehmen, und ist sie bereit, für diese Maßnahme 
Anlaufmittel im Bundeshaushalt 1975 zur Ver- 
fügung zu stellen? 


59. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Bei welchen Bundesbahnstrecken in den Land- 
kreisen Wetzlar und Dillkreis ist eine Still- 
legung bzw. Einstellung von bestimmten Lei- 
stungsangeboten vorgesehen oder aber im 
Rahmen von Rationalisierungsmaßnahmen der 
Deutschen Bundesbahn eine Überprüfung der 
Rentabilität vorgenommen worden? 


60. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, beim Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn darauf hinzuwir- 
ken, daß auch Frührentner in den Genuß der 
für Rentner vorgesehenen Fahrtverbilligung 
kommen können? 


61. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Rationalisierungsmaßnahmen beab- 
sichtigt die unter der Gesamtverantwortung 
der Bundesregierung stehende Bundesbahn im 
Räum Weiden i. d. OPf. noch durchzuführen, 
die eine Verringerung von Arbeitsplätzen zur 
Folge haben, insbesondere beim Bundesbahn- 
beriebsamt, bei der Verkehrskontrolle, beim 
Bundesbahnbetriebswerk und beim Ausbesse- 
rungswerk und wie hat sich die Zahl der ins- 
gesamt bei der Bundesbahn in Weiden Be- 
diensteten seit 1965 bis heute entwickelt? 


62. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, außerhalb der 
Postreisegebührenordnung und des Bahnbus- 
tarifs besondere Gebührenermäßigungen wäh- 
rend der Sommerferien für Schüler eines be- 
stimmten Bereichs zu gewähren, um diesen 
eine sinnvolle Freizeitgestaltung zum Beispiel 
durch das Kennenlernen der kulturellen und 
historischen Einrichtungen ihrer näheren Hei- 
mat zu ermöglichen? 


63. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, eine Entziehung der 
Fahrerlaubnis habe bis zur Rechtskraft der 
Entscheidung 15 Jahre gedauert, und welche 
Initiativen zur Änderung materiell- oder ver- 
fahrensrechtlicher Vorschriften wird die Bun- 
desregierung — bejahendenfalls — ergreifen, 
um durch derartige Verzögerungen entste- 
hende Gefahren für den Straßenverkehr zu 
vermeiden? 
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64. Abgeordneter 

Baier 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt der Bundesminister für Verkehr 
die Tatsache, daß die Bundesbahndirektion 
Karlsruhe am 19. März 1975 den Bediensteten 
des Bundesbahnbetriebsamtes Mosbach mit- 
teilt, daß am 1. Juli 1975 das Bundesbahnbe- 
triebsamt Mosbach und in der Folge auch die 
Signalmeisterei Neckarelz aufgelöst werden, 
ohne vorher weder mit den Betroffenen des 
Bundesbahnbetriebsamtes und der Signal- 
meisterei noch mit den zuständigen kommu- 
nalen Stellen ein Gespräch über den schwer- 
wiegenden Schritt zu führen? 

Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, sich 
dafür einzusetzen, daß aus raumpolitischen 
Gründen des regionalen Fördergebietes Nek- 
kar-Odenwald-Kreis und auch aus sozialen 
Gesichtspunkten die beabsichtigte Auflösung 
des Bundesbahnbetriebsamtes Mosbach und 
der Signalmeisterei Neckarelz unterbleiben? 

Besteht die technische Möglichkeit, ohne 
erhebliche Investitionen bisherige Fernge- 
sprächsschaltungen innerhalb eines Stadtge- 
biets (siehe Lübeck/Lübeck-Travemünde) zu 
einem einheitlichen Ortstarif zu berechnen, wie 
beispielsweise unter Benutzung einer beson- 
deren Leitungsschaltung? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die bisherige Handhabung des Telefonnetzes 
in Lübeck/Lübeck-Travemünde im Verhältnis 
zu allen anderen Großstädten in der Bundes- 
republik Deutschland eine ungleiche Behand- 
lung der betroffenen Bürger darstellt? 

Trifft es zu, daß von insgesamt 120 vorhande- 
nen Ausbildungsplätzen im Ausbildungszen- 
trum der Oberpostdirektion Bremen (zuständig 
für Bremen, Oldenburg und Osnabrück) im 
Jahre 1975 nur etwa 36 von Auszubildenden 
belegt werden sollen und ist der Bundesregie- 
rung klar, daß die Zahl der Realschulabgänger 
in diesem Gebiet, bedingt durch die 1966 be- 
gonnene Schuljahrsumstellung, besonders hoch 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


69. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Hofmann Fortgang der mit Bundesfinanzhilfen geförder- 

(SPD) ten städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 

Rödental, Landkreis Coburg, sich dadurch ver- 
zögert, daß sich die staatliche Forstverwaltung 
weigert, Grundstücke innerhalb des förmlich 
festgelegten Entwicklungsbereichs zu dem 
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70. Abgeordneter 
Hofmann 


(SPD! 


71. Abgeordneter 
Zebisdi 


(SPD) 


72. Abgeordneter 
Zebisdi 


(SPD) 


vom Gutachteraussdiuß nach den gesetzlichen 
Vorschriften des Städtebauförderungsgesetzes 
ermittelten Verkehrswert zu veräußern? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die staatliche Forstverwaltung in 
Bayern zu bewegen, von Preisforderungen 
Abstand zu nehmen, in denen Werterhöhungen 
enthalten sind, die lediglich durch die Aussicht 
auf die beabsichtigte Entwicklung entstanden 
sind? 

Wird sich die Bundesregierung an dem von der 
Stadt München zusammen mit dem bayerischen 
Staatsminister für Landesentwicklung und Um- 
weltfragen begonnenen Projekt „Lärmschutz- 
fenster“ finanziell beteiligen? 

Erwägt die Bundesregierung, auf Grund der 
Erfahrungen mit dem Münchener Projekt nach 
dem Vorbild des Modernisierungsprogrammes 
ein gemeinsames Projekt Lärmschutzfenster 
zusammen mit den Ländern vorzubereiten und 
zu finanzieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


73. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 24. März 1975 zu, dem Vor- 
sitzenden des Bundes der Evangelischen Kir- 
chen in der „DDR" werde die Ausreise zum 
Kirchentag in Frankfurt verweigert, und teilt 
- — bejahendenfalls — die Bundesregierung die 
Auffassung, daß diese Maßnahme im Gegen- 
satz zu dem Ziel steht, das mit dem Grund- 
lagenvertrag erreicht werden sollte? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


74. Abgeordneter 
Härzsdiel 


(CDU/CSU) 


Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
oder in Europa Kernkraftwerke, bei denen die 
Abwärme einer gewerblichen Nutzung zu 
Heizzwecken o. ä. zugeführt wird, oder hat 
die Bundesregierung Pläne mit dieser Ziel- 
setzung vorliegen bzw. Forschungsaufträge 
vergeben? 


Bonn, den 4. April 1975 
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